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Abkiirzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

WBK-SR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Standerats

BAG Bundesamt flr Gesundheit

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

WHO World Health Organization

LCH Dachverband Lehrerinnen und Lehrer Schweiz

EDA Eidgendssisches Departement flur auswartige Angelegenheiten

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

HMG Bundesgesetz Uber Arzneimittel und Medizinprodukte

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

Obsan Schweizerisches Gesundheitsobservatorium

CSSS-CE gtortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CSEC-CE Etortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

OFSP Office fédéral de la santé publique

DFI Département fédéral de I'intérieur

OMS Organisation mondiale de la Santé

LCH Association faitiere des enseignantes et enseignants de Suisse

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

AOS Assurance obligatoire des soins

LPTh Loi fédérale sur les médicaments et les dispositifs médicaux

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

Obsan Observatoire suisse de la santé
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Fin mars, Alain Berset s'est déplacé au Liechtenstein ou il a d'abord rencontré la
ministre de la Justice, des Affaires étrangeres et de la Culture, Aurelia Frick, avec
laquelle il a signé une déclaration d’intention relative a la collaboration entre les deux
pays dans le domaine de la formation musicale. Ceci va permettre & la jeunesse
liechtensteinoise de participer au programme « Jeunesse et musique ». Ensuite, le
chef du DFI s'est entretenu avec le prince héritier Alois von Liechtenstein, le chef du
gouvernement Adrian Hasler et le ministre des Affaires sociales Mauro Pedrazzini. '

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Der Standerat beschéftigte sich in der Wintersession 2019 mit einer Motion Mller (fdp,
LU), welche eine Anpassung der Tarifstruktur in der Kinder- und Jugendmedizin
forderte. Der Luzerner hob hervor, dass die Kindermedizin Uber Besonderheiten
verflige und diese durch das aktuelle Tarifsystem nur ungentgend abgedeckt wirden.
Gesundheitsminister Alain Berset hingegen war der Auffassung, dass die Diskussion zum
Anliegen Mdller besser im Rahmen der Motion 19.3957 fortgeflhrt werden solle und es
auch gelte, Verbesserungen im ambulanten Bereich zu Uberprifen - etwas, was im
Vorstoss Mdller nicht angesprochen werde. Der Stéanderat liess sich von diesen Worten
nicht beirren und nahm die Motion mit 25 zu 10 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) klar an. In
der Herbstsession 2020 kam das Geschéft in den Nationalrat. Dieser hiess es
stillschweigend und diskussionslos gut. ?

Der Standerat beugte sich in der Wintersession 2019 Uiber eine Motion Stéckli (sp, BE),
welche die Erhéhung der Arzneimittelsicherheit in der Padiatrie forderte, indem
Medikationsfehler durch E-Health reduziert wiirden. Damian Muller (fdp, LU), der den
Ratsprasidenten und Motionar Stockli vertrat, begrindete den Handlungsbedarf mit
den haufig auftretenden Medikationsfehlern in der Kindermedizin, welche wiederum
gravierende Folgen nach sich ziehen kénnen. E-Health-Tools seien eine wirksame
Massnahme, um dieser Situation zu begegnen. Daher und angesichts deren
schleppenden Implementierung sei eine staatliche Verpflichtung zu deren Einsatz
angezeigt. Weil die Forderung Stocklis auf Verordnungsebene erflllt werden koénne,
bediirfe es zudem keiner Anderung des HMG. Gesundheitsminister Berset stimmte dem
verpflichtenden Einsatz von E-Health-Tools zu, lehnte die zweite Ziffer der Motion -
welche in der Bericksichtigung der damit entstehenden Kosten in den Tarifen bestand
- hingegen ab. Der Standerat liess sich vom Votum Bersets nicht beirren und nahm
beide Ziffern stillschweigend respektive mit 26 zu 13 Stimmen an. In der Herbstsession
2020 kam das Geschéft in den Nationalrat, dessen Mitglieder dem im Stdckli
getroffenen Entscheid diskussionslos mit 191 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgten. *

Im Zusammenhang mit der parlamentarischen Initiative Wehrli (fdp, VD; Pa.lv. 19.463)
reichte eine Mehrheit der WBK-NR im Januar 2021 ein Postulat ein, mit dem sie den
Bundesrat dazu aufforderte, eine Auslegeordnung zu den bestehenden nationalen und
kantonalen Angeboten zu «Jugend und Erndhrung», zu deren Finanzierung sowie zu
deren Zielgruppen vorzunehmen. Im Bericht sollen zudem Angebotslicken identifiziert
und Massnahmen dargelegt werden, welche einer verbesserten Koordination und
Kommunikation der Angebote dienen kénnten. Das Geschaft kam in der
Sommersession 2021 in den Nationalrat, wo Kommissionssprecherin Sandra Locher
Benguerel (sp, GR) die Relevanz gesunder Erndhrung betonte. Gerade bei der
Koordination der vielen bereits existierenden Angebote sah sie Handlungsbedarf. So
erhoffte sie sich durch eine verstarkte Koordination unter anderem eine Erhéhung der
Wirksamkeit der Massnahmen, das Erreichen von jungen Menschen «mdglichst aller
Bevolkerungsgruppen>», die Nutzung von Synergien und eine erhdhte Sichtbarkeit der
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Angebote. Eine Kommissionsminderheit rund um Alois Huber (svp, AG) zeigte sich indes
nicht einverstanden mit dem Postulat. Huber war der Ansicht, es existiere bereits ein
breites Angebot an Moéglichkeiten, um sich Informationen Uber eine gesunde Erndhrung
einzuholen. Was hingegen nicht vorhanden sei, sei der Wille zur Umsetzung durch die
Bevolkerung. Daher wirden allfallige Anstrengungen seitens des Bundes, der Kantone,
Gemeinden und Stiftungen auch keine Wirkung zeigen. Gesundheitsminister Berset
lehnte das Postulat im Namen des Bundesrates ebenfalls ab. Fir junge Personen
bestehe bereits ein vielfaltiges und bekanntes Angebot im Bereich Lebensmittel, das
leicht zugénglich sei. In diesem Zusammenhang nannte er etwa die Schweizer
Erndhrungsstrategie 2017-2024, kantonale Aktionsprogramme zu Ernahrung und
Bewegung sowie die Stiftung Gesundheitsforderung Schweiz. Der verlangte Bericht
schaffe daher keinen Mehrwert, beflrchtete er. Nichtsdestotrotz nahm die grosse
Kammer das Postulat mit 108 zu 63 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. *

Die WBK-NR reichte im April 2021 mit 14 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ein Postulat
mit dem Titel «Psychische Gesundheit unserer Jugend starken>» ein. Konkret forderte
sie die Erstellung eines dringlichen Berichts zu den Auswirkungen der Coronakrise auf
die psychische Gesundheit ebengenannter Gruppe, zu Massnahmen zu deren Wahrung
sowie zur Sicherstellung der entsprechenden Versorgung von Kindern und
Jugendlichen. Anlasslich der Sommersession 2021 nahm sich der Nationalrat des
Geschafts an. Kommissionssprecherin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) erklarte, eine
Mehrheit der Kommission erachte es als zentral, einen bis anhin fehlenden
Gesamtiberblick Uber die vorliegende Lage in der Schweiz zu schaffen. Fachkéfte und
-gremien wurden immer wieder Besorgnis tUber die psychische Gesundheit von Kindern
und Jugendlichen bekunden. Nadja Umbricht Pieren (svp, BE) fihrte indes fiur die
Kommissionsminderheit aus, dass sie es zwar nicht verneine, dass es sich um eine
anspruchsvolle Zeit fur die betroffene Altersgruppe handle. Dennoch gehe sie davon
aus, dass sich der Grossteil der Personen schnell wieder erholen werde. Bei Kindern
und Jugendlichen, bei welchen dies nicht der Fall sei, sei die Krankheit allenfalls durch
die Pandemie ausgeldst, nicht aber verursacht worden. Sie sehe daher keine
Notwendigkeit fur einen Bericht. Anderer Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er
betonte, der Bundesrat habe in seinen Corona-Massnahmen ein besonderes
Augenmerk auf die Gesundheit und Entwicklung von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen gelegt. Nach der ersten Welle sei es beispielsweise nicht mehr zu
Schulschliessungen gekommen und man habe die finanzielle Unterstutzung flr
Angebote wie denjenigen von Pro Juventute ausgebaut. Trotz dieses Fokus sei es im
Interesse des Bundesrates, zu wissen, was passiert sei und auf welche Weise sich dies
korrigieren lasse. Damit wolle die Landesregierung auch der Kritik begegnen, die ihr
gegenuber - teilweise politisch motiviert - gedussert worden sei. Folglich beantrage der
Bundesrat die Annahme des Postulats. Die grosse Kammer kam diesem Antrag mit 116 zu
59 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. ®

Mittels einer im Jahr 2019 eingereichten Motion wollte Christian Lohr (mitte, TG) den
Bundesrat zur Ausarbeitung einer nationalen Strategie fiir Kinder- und
Jugendgesundheit auffordern. Im September 2021 diskutierte der Nationalrat das
Geschaft. Der Motionér erklarte, dass viele Gesundheitsrisiken und psychische
Stérungen bereits im Kinder- und Jugendalter entstiinden. Die Schweiz verflige zwar
Uber ein gut funktionierendes Gesundheitssystem, trotzdem seien die Chancen von
Kindern und Jugendlichen, «ihr volles Gesundheitspotential» ausschopfen zu kénnen,
nicht gleichméssig verteilt. Die Gesundheitsférderung und Pravention sei in keiner
anderen Lebensphase so effektiv, nachhaltig und wirtschaftlich effizient wie im Kinder-
und Jugendalter. Die geforderte Strategie wirde unter anderem zu einer besseren
Koordination von bereits realisierten Massnahmen und zur Schliessung von Datenllcken
beitragen. Da die Gesundheit nicht allein durch die Gesundheitspolitik, sondern auch
durch die Rahmenbedingungen, die Betreuung und das Umfeld der Kinder und
Jugendlichen bestimmt werde, gelte es zudem, diese Politikbereiche in die Strategie
miteinzubeziehen. Gesundheitsminister Alain Berset erklarte, dass mit dem Nationalen
Gesundheitsbericht 2020 bereits ein Fahrplan fur dieses Thema bestehe. Weiter gab er
zu bedenken, dass eine neue Strategie mit einem erheblichen Ressourcenaufwand und
nur einem geringen Mehrwert einhergehen wurde. Daher empfehle der Bundesrat, den
Vorstoss abzulehnen. Ungeachtet dieser Worte nahm die grosse Kammer die Motion mit
110 zu 77 Stimmen an. Dabei stammten die Ja-Stimmen aus dem Lager der SP-, GLP-,
Mitte- und Grlnen-Fraktionen, die FDP- und SVP-Fraktionen lehnten das Geschaft
hingegen ab. ¢
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Mittels einer im September 2019 eingereichten Motion forderte Benjamin Roduit (mitte,
VS) eine Schweizer Kohortenstudie zur Untersuchung der Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen. Wahrend der Behandlung des Geschéfts durch den Nationalrat in der
Herbstsession 2021 erlauterte der Walliser sein Anliegen. Im Rahmen einer
Kohortenstudie solle eine grosse Anzahl Kinder und Jugendlicher Uber einen langeren
Zeitraum hinweg beobachtet werden. Dabei sollen Faktoren untersucht werden, die
einen Einfluss auf das Risiko der Entwicklung von Krankheiten haben. Eine solche
Kohortenstudie diene als wichtiges Referenzinstrument fir die Forschung im Bereich
der offentlichen Gesundheit. Kenne man die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen, kénnten im Gesundheitswesen langfristig erhebliche Einsparungen
erzielt werden. Eine solche Studie fehle allerdings bislang, so wirden beispielsweise im
Rahmen der vom Bundesrat haufig zitierten «Health Behaviour in School-aged
Children»-Studien jedes Mal andere Kinder untersucht. Bundesrat Alain Berset gab zu,
dass es in diesem Bereich Licken gebe. Dennoch empfahl er die Motion zur Ablehnung,
da das angestrebte Ziel auf anderen Wegen erreicht werden kénne. Dabei verwies er
auf das Postulat Roduit Uber «Die Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen» und auf den Nationalen Gesundheitsbericht 2020. Mit 106
zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Nationalrat die Motion an. Wahrend sich die
Fraktionen der SP, Grinen, GLP und Mitte geschlossen bzw. grossmehrheitlich fir die
Motion aussprachen, lehnten die SVP- und die FDP-Fraktion den Vorstoss geschlossen
ab.’

Ende September 2019 reichte Verena Herzog (svp, TG) eine Motion mit dem Titel
«Starkung der Kinder- und Jugendmedizin. Versorgungsforschung und
Massnahmenplanung zur Sicherstellung der Behandlung von Kindern und
Jugendlichen» ein. Die Motion enthielt drei Forderungen: Erstens verlangte sie einen
periodisch zu erteilenden Forschungsauftrag durch den Bund, der sich auf das
Versorgungsangebot in der Kinder- und Jugendmedizin bezieht. Zweitens forderte sie
vom BAG das periodische Verfassen eines Berichts, wie sich der Versorgungsstand in
der Kinder- und Jugendmedizin entwickelt. Dabei soll die Situation im ambulanten und
im stationdren Bereich fur die einzelnen Kantone einerseits betreffend
Grundversorgenden und andererseits betreffend allen weiteren Fachdisziplinen
dargelegt werden. Drittens soll der Bund den Kantonen im Bereich seiner
Zustandigkeiten beim Ergreifen von Massnahmen, die darauf abzielen, die
Unterversorgung mittelfristig zu verringern und langfristig zu beseitigen, unter die Arme
greifen. Herzog begrindete die Notwendigkeit ihres Geschéafts damit, dass zurzeit eine
«akute Unterversorgung» im Bereich der Kindermedizin existiere, die sich in Zukunft
verscharfen werde. Mit der geforderten Versorgungsforschung wirden Bund und
Kantonen die erforderlichen Grundlagen erhalten, um in ihren jeweiligen
Zustandigkeitsbereichen adaquate Massnahmen zu beschliessen. Die Motion wurde in
der Herbstsession 2021 vom Nationalrat behandelt. Herzog konfrontierte den Bundesrat
in ihrem Votum damit, dass, anders als von der Regierung in ihrer Stellungnahme
dargestellt, die Anliegen der Motion bislang nicht oder héchstens teilweise erflllt seien.
Gesundheitsminister Berset wiederum hielt daran fest, dass man sich zwar den
Herausforderungen in der Kinder- und Jugendmedizin bewusst sei, dass die Ziele des
Vorstosses jedoch bereits erreicht worden seien oder in verschiedenen Projekten -
beispielsweise im Mandat zum Arztemonitoring 2021-2025 - umgesetzt wiirden. Zudem
falle die medizinische Versorgung in den Zusténdigkeitsbereich der Kantone. Daher
empfahl der Bundesrat, die Motion abzulehnen. Trotz dieser Einwédnde nahm die grosse
Kammer den Vorstoss mit 148 zu 26 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Die ablehnenden
Stimmen stammten grosstenteils von Mitgliedern der FDP.Liberalen-Fraktion.

Im Marz 2022 befasste sich der Stdnderat mit einer Motion Lohr (mitte, TG), welche
eine nationale Strategie fiir Kinder und Gesundheit zum Ziel hatte. Als Sprecher der
WBK-SR flhrte Matthias Michel (fdp, ZG) aus, weshalb die Kommission das Geschéft zur
Ablehnung empfehle. Zwar sei der stéanderatlichen WBK eine koharente Politik
bezlglich Kinder- und Jugendgesundheit wichtig, allerdings seien gegenwartig
ausreichend  Unterlagen  vorhanden, welche den  Verantwortlichen als
Steuerungsunterstiutzung dienten. Michel wies in diesem Zusammenhang auf den
Nationalen Gesundheitsbericht 2020 des Obsan und die Gesundheitspolitische
Strategie des Bundesrates 2020-2030 hin, die seit dem Einreichen der Motion
erschienen seien. Bundesrat Berset pflichtete bei, es existiere bereits ein Fahrplan im
betroffenen Bereich. Man wisse also, was es zu tun gelte und musse dies lediglich noch
umsetzen. Stillschweigend lehnte die kleine Kammer das Geschaft ab. *
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Der Standerat beschaftigte sich in der Herbstsession 2022 als Zweitrat mit einer
Motion Herzog (svp, TG) zur Starkung der Kinder- und Jugendmedizin. Als
Kommissionssprecherin der SGK-SR, die den Vorstoss im Vorfeld mit 7 zu 3 Stimmen
angenommen hatte, setzte sich Maya Graf (gp, BL) fiir das Geschéft ein. Sie hob Defizite
in der Versorgung im Bereich der Kinder- und Jugendmedizin hervor, weswegen diese
nun mittels Massnahmen gestéarkt werden musse. Zwar anerkannte die Baselbieterin die
bisher schon begonnenen Arbeiten zur Schliessung der bestehenden Datenlliicken. Um
den Defiziten nachhaltig begegnen zu kénnen, seien jedoch vertiefte und periodische
Analysen erforderlich. Eine Minderheit Hegglin (mitte, ZG) war indes der Ansicht, dass
seit dem Einreichejahr 2019 bereits Vieles unternommen worden sei - etwa durch
verschiedene Obsan-Studien -, und deshalb kein zuséatzlicher Handlungsbedarf
angezeigt sei. Ebenfalls dieser Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er erlauterte,
dass im Kompetenzbereich des Bundes bereits sehr viel erreicht worden sei und man
gegen die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen verstossen musste, wolle
man  darlber hinausgehen. Nichtsdestotrotz folgte der Stadnderat der
Kommissionsmehrheit und nahm die Motion mit 23 zu 19 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
an. 10

Suchtmittel

Als Erstrat befasste sich der Standerat in der Herbstsession 2019 mit dem
Bundesgesetz iiber Tabakprodukte. Joachim Eder (fdp, ZG) erklarte als
Kommissionssprecher der SGK-SR, die Vorlage sei einerseits aus Grunden des
Jugendschutzes zentral. 57 Prozent aller Raucherinnen und Raucher hatten als
Minderjahrige mit dem Konsum begonnen. Es solle folglich verhindert werden, dass
Jugendliche dazu animiert wurden, zur Zigarette zu greifen, sinke doch so die
Wahrscheinlichkeit, dass sie zu einem spateren Zeitpunkt in ihrem Leben mit dem
Rauchen anfingen. Weiter stelle der Tabakkonsum auch fur die 6ffentliche Gesundheit
ein Problem dar, das mit Folgekosten in Form von Krankenkassenpramien fur die
gesamte  Bevolkerung verbunden sei. Gelinge es, die tabakbedingten
Gesundheitsschaden zu reduzieren, so kénnten auch die fur die Allgemeinheit
anfallenden Kosten verringert werden. Andererseits komme dem Bundesratsgeschaft
eine hohe Bedeutung in Bezug auf die Erflllung der Anforderungen fur die Ratifizierung
der WHO-Konvention zur Einddmmung des Tabakgebrauchs zu. Diese wurde 2004
unterzeichnet, aber im Gegensatz zu 181 anderen Landern hierzulande noch nicht
ratifiziert. Mit den von der Kommission getroffenen Beschlissen zu Werbung,
Verkaufsférderung und Sponsoring wirden die diesbezlglich  festgelegten
Mindestanforderungen jedoch erfillt. «Die Turen zur Ratifikation stehen damit [...] weit
offen», so Eder.

Bezlglich Werbung hatte der Bundesrat in seinem Entwurf vorgesehen, am heutigen
Recht festzuhalten, mit welchem ein Tabak-Werbeverbot fir Radio und Fernsehen
existiert, und das speziell an Jugendliche gerichtete Werbung flur Tabakprodukte
untersagt. Der Kommission wollte allerdings noch einen Schritt weitergehen und
Tabakwerbung auch in Zeitungen, Zeitschriften und im Internet verbieten. Ebenfalls
nicht gestattet soll Werbung sein, die auf Preisvergleichen oder Versprechungen von
Geschenken beruht. Gegen erstere Erweiterung der SGK-SR sprachen sich Filippo
Lombardi (cvp, TI) und Daniel Fassler (cvp, Al) aus. Sie erachteten diese Einschrankung
als unverhéltnisméssig und sahen die Schweizer Zeitungen im Vergleich zu
auslandischen Zeitungen, die in der Schweiz erworben werden kénnen, aber nicht von
diesem Verbot betroffen wéren, im Nachteil. Ein Antrag Féssler, der das Streichen
dieser Bestimmung forderte, wie auch zwei Minderheiten Stéckli (sp, BE), die eine
Verscharfung betreffend Jugendschutz in Richtung der Volksinitiative «Ja zum Schutz
der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung» erreichen wollten, wurden beide
abgelehnt. Weiterhin erlaubt sein soll Tabakwerbung in Kinos, auf Plakaten und
Gebrauchsartikeln, in Geschéften wie auch in Form von Massenmails und
Direktwerbung an Erwachsene. Es gehe nicht darum, Tabakwerbung zu verbieten,
sondern sie einzuschranken, hob Gesundheitsminister Berset hervor.

Die Kommission wollte zudem an der Verkaufsférderung, die gemass Eder nicht mit
dem Sponsoring verwechselt werden darf, Einschrénkungen vornehmen. Sie
beabsichtigte ein Verbot der unentgeltlichen Abgabe und der Abgabe von Geschenken
und Preisen. Der Standerat stimmte diesem Antrag einstimmig zu.

Zu Diskussionen fuhrten die von der Kommission geplanten Massnahmen bezuglich
Sponsoring. Um die Mindestanforderungen der WHO-Konvention zu erfullen, sollen in
der Schweiz stattfindende internationale Anlasse nicht mehr durch die Tabakindustrie
gesponsert werden durfen. Dabei handle es sich aber nur um eine sehr kleine Anzahl
Falle, so Eder. Anlasse nationalen Charakters seien von diesem Verbot nicht betroffen.
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Umstritten war im Rat vor allem, dass die SGK-SR darUber hinaus plante, das Auftreten
der Tabakbranche als Sponsor von Aktivitdten des Bundes, der Kantone und der
Gemeinden zu untersagen. Anlass dazu war die Partnerschaft des EDA mit dem
Tabakriesen Philip Morris fir die Expo 2020 in Dubai, die in den Medien fur Aufregung
gesorgt hatte. Wahrend Kommissionssprecher Eder erklarte, bei solchen Kooperationen
bestehe ein Zielkonflikt mit der vom Bund betriebenen Tabakpravention, zeigte sich
Roland Eberle (svp, TG) nicht damit einverstanden. Man solle sich nicht aufgrund eines
solchen Ereignis zum Einbauen einer Lex specialis verleiten lassen. Vielmehr sei es an
den Organisatoren, die Verantwortung zu tragen, wer welchen Beitrag sponsert. Es
gelang ihm jedoch nicht, die Mehrheit des Standerates zu Uberzeugen; damit untersagte
der Sténderat das Sponsoring von Aktivitaten der o&ffentlichen Hand durch die
Tabakbranche. Ebenfalls der Kommissionsmehrheit folgte das Stockli bezlglich der
Forderung, dass von Seiten der Herstellerinnen und Hersteller getatigte Ausgaben fur
Werbung, Verkaufsféorderung und Sponsoring dem BAG gemeldet werden sollen
mussen.

Weiter beschloss die kleine Kammer im Rahmen des Tabakproduktegesetzes, dass in
der Schweiz keine Tabakprodukte mehr an Minderjahrige abgegeben werden durfen. In
der Gesamtabstimmung verabschiedete der Stdnderat das Gesetz mit 32 zu 3 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen). "

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der Vorlage
zum Tabakproduktegesetz. Die grosse Kammer war sich einig, dass Handlungsbedarf
angezeigt sei - so ist geméass Kommissionssprecher Lorenz Hess (bdp, BE) die Regelung
von Tabakprodukten im Lebensmittelgesetz «weder zweckdienlich noch zeitgeméass»,
Benjamin Roduit (cvp, VS) erklarte fur die Kommission, dass durch das Gesetz die
Ratifizierung des 2004 unterzeichneten WHO-Rahmenubereinkommens  zur
Eindédmmung des Tabakgebrauchs realisiert werden kénne und Andreas Glarner (svp,
AG) gab zu verstehen, dass niemand den Tabakkonsum durch Kinder unterstitze.
Trotzdem stellte letzterer einen Rickweisungsantrag. Gerade in Zeiten der Krise schade
man mit dem Gesetz neben verschiedenen Branchen in den Bereichen Veranstaltungen,
Werbung und Kommunikation auch den Medien, Ladden sowie den angeschlagenen
Tabakprodukteherstellern.  Weiter gelte es, zwischen den verschiedenen
Rauchsystemen zu differenzieren. Wenig begeistert vom Ruckweisungsantrag zeigte
sich nicht nur Gesundheitsminister Berset, welcher den Nationalrat dazu aufforderte,
damit aufzuhoéren, «Pingpong zu spielen», sondern auch die grosse Mehrheit der
grossen Kammer, die den Antrag mit 126 zu 43 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnte.
Der erste Tag der Ratsdebatte war den Punkten «Zusammensetzung und Emissionen»
sowie der Verpackung gewidmet. Bei der ersten Thematik folgte der Nationalrat seiner
vorberatenden SGK-NR und sprach sich unter anderem fir die von der Kommission
beantragte Anpassung aus, dass Inhaltsstoffe, welche zur Steigerung des
Suchtpotentials dienen oder die Inhalation erleichtern, verboten werden sollten, wovon
beispielsweise Mentholzigaretten betroffen waren. Weiter wollte die grosse Kammer
dem Bundesrat die Kompetenz zugestehen, Uber die zuldssigen Zutaten in
Tabakprodukten zu bestimmen. Ein Minderheitsantrag Weichelt-Picard (al, ZG), der
darauf abzielte, nur noch biologisch abbaubare Zigarettenfilter zu erlauben, fand indes
kein Gehor.

Betreffend die Verpackungsangaben beschloss die grosse Kammer eine Vereinfachung
der Produktinformationen auf resp. in der Verpackung. Stattdessen sollen die Hersteller
und Herstellerinnen die Informationen auf geeignete Weise, beispielsweise per Online-
Packungsbeilage, verfligbar machen. Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) versuchte ferner
vergeblich, die Ratsmitglieder von einer neutralen Einheitsverpackung zu tberzeugen,
da die «Verpackung eine grosse Wirkung auf die Animation zum Rauchen» verflige.
Aber auch der SVP rund um Thomas Aeschi (svp, ZG) gelang es ihrerseits mittels
verschiedener Minderheitsantragen nicht, eine Mehrheit flr eine Abschwachung der an
den Verpackungen angebrachten Warnhinweise zu gewinnen.

Am zweiten Debattentag nahm sich der Nationalrat mit der Werbung fir die
Tabakprodukte dem umstrittensten Punkt der Vorlage an. Wahrend sich die Ratslinke
fur ein weitgehendes, respektive die SP gar fur ein vollstdndiges Werbeverbot einsetzte,
wollte die SVP ganz von einem Werbeverbot absehen. Regine Sauter (fdp, ZH) betonte
fur die FDP die Wirtschaftsfreiheit und dass nicht vergessen werden durfe, dass es sich
bei Zigaretten um ein legales Produkt handle, fiur welches entsprechend Werbung
gemacht werden dirfe. Im Wissen um die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen vor Tabakwerbung» schlug die grosse Kammer insgesamt einen Mittelweg
zwischen der von der Landesregierung und dem Stockli eingenommenen Position ein,
wobei weitgehend die von der vorberatenden Kommission entwickelten Antrage
Ubernommen wurden. Anders als der Sténderat, der Werbung in Zeitungen,
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Zeitschriften und Internetseiten verbieten wollte, die von Minderjahrigen besucht
werden kénnen, schréankte der Nationalrat dieses Verbot auf Presseerzeugnisse und
Internetseiten ein, die an unter 18-Jahrige gerichtet sind. Weiter untersagte der
Nationalrat Werbung im &ffentlichen Raum, in Kinos sowie auf Plakaten, die 6ffentlich
sichtbar sind. Im Vergleich zum Standerat wollte der Nationalrat bei den
Einschrankungen zur Verkaufsforderung weniger weit gehen. So sollen diese nur
Tabakprodukte zum Rauchen, nicht aber elektronische Zigaretten und «Gegenstande,
die eine funktionale Einheit mit einem Tabakprodukt bilden» betreffen. Ausgenommen
werden vom Verbot soll ferner die Verkaufsférderung von Zigaretten und Zigarillos in
Form von Degustationen und Kundenpromotionen, da es sich um Genussmittel und
nicht um Einstiegsprodukte handle. Nicht langer erlaubt sein soll zudem das Sponsoring
von Veranstaltungen, die Uber einen internationalen Charakter verfligen oder
Minderjahrige als Zielpublikum haben. Auch bei Events, fir deren Organisation der
Bund, die Kantone oder die Gemeinden zustandig sind, sollen Tabakproduktehersteller
nicht als Sponsoren in Erscheinung treten dirfen. Auf eine Meldepflicht fir die
Ausgaben in den Bereichen Werbung, Verkaufsforderung und Sponsoring wollte der
Nationalrat hingegen verzichten.

Denkbar knapp - und entgegen der Position des Standerats und der SGK-NR - stimmte
die grosse Kammer mit 95 zu 94 Stimmen fur einen Antrag aus den Reihen der SVP,
wonach die Kantone nicht befugt sind, weitergehende Massnahmen zu erlassen.
Unbestritten hingegen war das schweizweite Verkaufsverbot an Minderjahrige sowie die
Erlaubnis von Testkaufen zur Uberpriifung, ob die Altersgrenze von 18 Jahren
tatséchlich eingehalten wird. Ferner stimmte der Nationalrat Antrégen von Martin
Landolt (mitte, GL) zu, der forderte, dass E-Zigaretten und Tabakprodukte zum Erhitzen
in Restaurations- und Hotelbetrieben sowie in spezialisierten Verkaufsgeschaften in
gewissen Zonen verwendet werden durfen.

In der Gesamtabstimmung, in welcher der Entwurf mit 84 zu 59 Stimmen angenommen
wurde, enthielten sich mit 47 Nationalrdtinnen und -raten relativ viele
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihrer Stimme. Es waren dies in erster Linie
Mitglieder der Grunen-Fraktion und der FDP.Liberalen-Fraktion. Wahrend der
Stimmverzicht Ersterer vermutlich darauf zurtickzufuhren ist, dass sich diese scharfere
Massnahmen gewlinscht hatten, dirfte es sich bei Letzteren wohl um Beweggriinde
rund um die Wirtschaftsfreiheit handeln. Die Nein-Stimmen stammten vorwiegend aus
dem Lager der SVP. Als einzige Partei geschlossen fir die Vorlage stimmte die Fraktion
der Grinliberalen. "

In der Sommersession 2021 war es erneut am Stianderat, die Vorlage zum
Tabakproduktegesetz zu beraten. Dabei galt es, Uber gut 20 Differenzen zum
Nationalrat zu befinden. Dieser hatte in seiner Behandlung insgesamt weniger
weitreichende Regelungen beschlossen als das Stockli in seiner ersten Beratung.
Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) erklarte, dass der Mehrheit der SGK-SR der
Jugendschutz und die Ratifizierung des WHO-Ubereinkommens ein Anliegen sei. Um
dieses nicht zu gefahrden, méchte die Kommission an einigen Artikeln festhalten oder
unterbreite gangbare Kompromisse. Wie sich jedoch im Verlaufe der Behandlung zeigen
sollte, folgte die kleine Kammer mehrfach Minderheits- und Einzelantrégen, welche
weniger weit gehen wollten als die Kommissionsmehrheit.

Bezlglich Zusammensetzung der Tabakprodukte und ihrer Emissionen sprach sich der
Stédnderat mit 26 zu 18 Stimmen flr einen Minderheitsantrag Muller (fdp, LU) aus, der
das vom Nationalrat vorgesehene Mentholverbot streichen wollte. Geméass Muller
bestehen «keine gefestigten wissenschaftlichen Erkenntnisse» zum
Abhangigkeitspotenzial solcher Stoffe. Die Kommissionsmehrheit hatte eine Lésung
vorgesehen, die das Verbot auf Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen beschrankt,
elektronische Zigaretten, erhitzte Tabakprodukte und Snus hingegen von der Regelung
ausgeklammert hatte. Weiter hielt das Stockli an seinem Beschluss fest, dass nicht der
Bundesrat tUber die verbotenen Zutaten bestimmen kénnen soll, sondern dass diese im
Gesetzesanhang aufzuflihren seien.

Bei der Verpackung wollte die Kommission an der bundesréatlichen und standeratlichen
Fassung zur Produktinformation, welche auf resp. in der Verpackung enthalten sein soll,
festhalten. Jedoch setzte sich im Rat ein Einzelantrag Francais (fdp, VD), welcher wie
die Nationalratinnen und -réate wollte, dass nur die wichtigsten Informationen auf der
Packung enthalten seien und fur den Rest beispielsweise auf eine Internetseite
verwiesen werde, mit 23 zu 21 Stimmen durch. Damit sollte die Notwendigkeit von
grosseren Verpackungen und einer unnétigen Erhéhung des CO2-Fussabdrucks der
Produkte verhindert werden.

Im Kapitel zur Werbung, Verkaufsférderung und Sponsoring kam der Standerat dem
Nationalrat weitgehend entgegen. Mit 25 zu 17 Stimmen stimmte er flir einen
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Einzelantrag Z'graggen (mitte, UR), die gleich wie die grosse Kammer forderte, dass
Werbung in Zeitungen, Zeitschriften und auf Internetseiten, die sich direkt an
Minderjahrige richten, untersagt werden solle. Vom Zusatz «die von Minderjéhrigen
eingesehen werden», wie es die erste standeréatliche Fassung beinhaltet hatte, wurde
abgesehen, da daraus gemass Z'graggen ein totales Werbeverbot resultieren wurde.
Weiter kippte die kleine Kammer das generelle Werbeverbot in Zeitungen,
Zeitschriften, anderen Publikationen und im Internet aus dem Entwurf, indem sie im
entsprechenden Punkt mit 20 zu 20 Stimmen und dem Stichentscheid des
Ratsprasidenten Kuprecht (svp, SZ) dem Nationalrat folgte. Hans Stocklis (sp, BE)
Warnung, dass dadurch ein Ruckzug der Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen vor  Tabakwerbung» unwahrscheinlich  werden dirfte, und
Gesundheitsminister Bersets Bedenken, dass sich eine Ratifizierung des WHO-
Ubereinkommens unter diesen Umstanden schwierig gestalte, blieben wirkungslos.
Untersagt werden soll hingegen, wie vom Nationalrat vorgeschlagen, die Werbung auf
von o6ffentlichem Grund aus einsehbaren Plakaten, in Kinos, in und an 6ffentlichen
Verkehrsmitteln, in und an Geb&uden mit 6ffentlichem Zweck und deren Arealen sowie
auf Sportplatzen und bei Sportveranstaltungen. Stillschweigend folgte die kleine
Kammer dem Nationalrat zudem bezlglich Sponsoring durch Tabakfirmen, das nicht nur
bei Veranstaltungen internationaler Natur verboten werden soll, sondern auch, falls die
Veranstaltungen auf Minderjahrige abzielten. Die bestehende Differenz zwischen den
zwei Raten bei der Verkaufsforderung konnte indes nicht beseitigt werden. Mit 22 zu 16
Stimmen (bei 1 Enthaltung) hielt das Stéckli an seinem Beschluss fest, dass das
Verkaufsférderungsverbot nicht nur Tabakprodukte zum Rauchen, sondern auch E-
Zigaretten und «Gegensténde, die eine funktionale Einheit mit einem Tabakprodukt
bilden», einschliessen soll. Dass Zigarren und Zigarillos davon ausgenommen werden
sollen, hiess die kleine Kammer hingegen gut. Ferner beharrte der Standerat auf seiner
Meinung, dass die Kantone duber die Kompetenz verfigen sollen, strengere
Werbevorschriften zu erlassen.

Eine weitere Differenz zwischen den beiden Raten bestand im Zusammenhang mit der
Meldepflicht von Ausgaben fiir Werbung, Verkaufsforderung und Sponsoring. Die
Kommissionsmehrheit schlug einen Mittelweg zwischen der nationalratlichen Position,
auf eine Meldepflicht ganzlich zu verzichten, und der urspringlichen standeratlichen
Fassung, welche nach den einzelnen Bereichen aufgetrennte Meldungen vorsah, vor.
Konkret sollten Unternehmen lediglich zur Nennung eines einzigen Betrages fur
Marketingaktivitaten verpflichtet werden. Auch sollte es moglich sein, den Betrag in
aggregierter Form, beispielsweise als Summe einer ganzen Branche, zu melden. Die
Mehrheit des Stadnderats liess sich jedoch nicht davon Uberzeugen und folgte
stattdessen mit 24 zu 20 Stimmen einer Minderheit Gapany (fdp, FR), welche sich flr
die Version des Nationalrates einsetzte.

Schliesslich kam der Standerat der Forderung des Nationalrates auf eine Anderung im
Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen, welche das Verwenden von E-Zigaretten
und Tabakprodukten zum Erhitzen in Restaurations- und Hotelbetrieben sowie in
spezialisierten Verkaufsgeschaften in gewissen Zonen erlauben wollte, mit 39 zu 2
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nicht nach. Zudem beschloss das Stockli auf Antrag seiner
Kommission neu, das Tabakproduktegesetz als indirekten Gegenvorschlag zur
Volksinitiative «Kinder und Jugendliche ohne Tabakwerbung» zu klassifizieren.

Der Nationalrat beugte sich in der Herbstsession 2021 abermals iiber die Vorlage des
Tabakproduktegesetzes und bereinigte die offenen Differenzen. So stimmte die grosse
Kammer mit 99 zu 85 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) in Ubereinstimmung mit dem
Standerat gegen ein Mentholverbot und legte fest, dass die verbotenen Stoffe direkt im
Anhang des Gesetzes zu regeln sind. Damit waren die letzten verbleibenden Differenzen
ausgeraumt und die Vorlage bereit fur die Schlussabstimmungen.

Dabei gingen die Meinungen zum Erreichten jedoch weit auseinander. Wahrend Lorenz
Hess (mitte, BE) betonte, dass die Regelung von Tabak dadurch erstmalig «nicht mehr
im Lebensmittelgesetz, sondern in einem einheitlichen Gesetz» erfolge, war
Gesundheitsminister Berset mit der Ausgestaltung des Gesetzes unzufrieden. Er
beméangelte, dass das Gesetz dem Jugendschutz nicht gerecht werde und die
Ratifizierung des WHO-Ubereinkommens, das der Bundesrat seit 2004 anstrebe, damit
weiterhin nicht moglich sei.
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Sozialversicherungen
Krankenversicherung

In der Wintersession 2021 pflichtete der Nationalrat seinem Schwesterrat bezuglich des
Entwurfs zur Vollstreckung der Pramienzahlungspflicht in weiten Teilen bei, schuf aber
zwei Differenzen. So wollten Bundesrat und Sténderat sédumige Préamienzahlende
zukinftig zwangsweise Versicherungen und Modellen mit eingeschrankter Wahl der
Leistungserbringenden zuweisen kénnen, die SGK-NR lehnte diese Mdglichkeit jedoch
ab - diesbezlglich seien zu viele Fragen ungeklart, betonte Therese Schlépfer (svp, ZH).
Stillschweigend folgte der Nationalrat diesem Antrag. Die zweite neue Differenz betraf
den Vorschlag der Kommissionsmehrheit, im Bundesgesetz Gber Schuldbetreibung und
Konkurs einen Artikel zu ergénzen, wonach Schuldnerinnen und Schuldner ihre
Arbeitgebenden anweisen koénnen, einen Teil ihres Einkommens in der Hohe ihrer
laufenden Pramien- und Kostenbeteiligungsforderungen der OKP an das zustandige
Amt zu (liberweisen. Damit sollten <«neue Schulden aufgrund bestehender
Betreibungen» vermieden werden, argumentierte Kommissionssprecher Hess (mitte,
BE). Eine Minderheit Nantermod (fdp, VS) sprach sich erfolglos gegen diese Anderung
aus, weil man dafir mindestens die fir das Betreibungsgesetz zustéandigen Behdrden
anhdéren musse - zumal die SGK-NR nicht fur diesen Themenbereich zustéandig sei und
eine solche Regelung deutlich von den bestehenden Regelungen abweichen wirde.
Zudem solle kein einseitiges Privileg zugunsten der Krankenkassen eingeftihrt werden,
auch andere Glaubigerinnen und Glaubiger verfligten Uber berechtigte Forderungen an
die  Schuldnerinnen und Schuldner. Und schliesslich wehrte sich der
Minderheitensprecher dagegen, zuséatzliche administrative Aufgaben fir die
Arbeitgebenden zu schaffen. Mit 108 zu 82 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte der
Nationalrat gegen den Willen der SVP- und der FDP.Liberalen-Fraktion sowie eines
Mitglieds der Mitte-Fraktion dem Mehrheitsantrag.

Stillschweigend folgte die grosse Kammer ihrem Schwesterrat hingegen in
verschiedenen Punkten: So zeigte sich auch der Nationalrat Uberzeugt, dass
Jugendliche nach ihrem Erreichen der Volljahrigkeit nicht fur frihere Pramienschulden
haftbar gemacht werden dlrfen; die Haftbarkeit verbleibt bei ihren Eltern. Zudem
durfen Personen maximal zweimal pro Kalenderjahr betrieben werden, es sei denn, eine
Betreibung habe zu einem Verlustschein gefiihrt. Uberdies soll der Bundesrat zukinftig
die Gebuhren auf Mahnungen regeln kénnen.

Diskussionen gab es hingegen bezlglich der Frage, ob die Krankenversicherungen 50
Prozent (Kommissionsmehrheit) oder 75 Prozent (Minderheit Glarner; svp, AG) der
Riickerstattungen an die Kantone iiberweisen sollen. Andreas Glarner kritisierte die
vorgeschlagene Losung, da die Versicherungen damit «bis zu 135 Prozent der Pramien
kassieren», wahrend das Debitorenrisiko bei den Gemeinden (oder Kantonen) zu liegen
komme. Bundesrat Berset beantragte hingegen, bei der von der Kommission
vorgeschlagenen Regelung zu bleiben, zumal diese einen Kompromiss zwischen
Versicherungen und Kantonen darstelle. Ansonsten hatten die Krankenversicherungen
«plus d'intérét a poursuivre les assurés». Mit 138 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
folgte die grosse Kammer mit Ausnahme der SVP-Fraktion und eines Mitglieds der
FDP.Liberalen-Fraktion der Kommissionsmehrheit.

Am umstrittensten war einmal mehr die Frage nach der Abschaffung der Liste der
sdumigen Pramienzahlenden - wobei sich Christian Lohr (mitte, TG) vehement gegen
die Bezeichnung «schwarze Liste» wehrte. Wie der Standerat beantragte die
Kommissionsmehrheit, auf eine Abschaffung der Listen zu verzichten, da man den
Entscheid Uber deren Anwendung den Kantonen Uberlassen wolle. Der Bundesrat und
eine starke Minderheit Weichelt (al, ZG) sprachen sich hingegen fur ihre Streichung aus,
da sie sich in der Praxis nicht bewahrt hatten. Nachdem die Entscheidung in der
Kommission mit 13 zu 12 Stimmen diesbezlglich dusserst knapp ausgefallen war, sprach
sich der Nationalrat mit 98 zu 92 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ebenfalls eher knapp fur
die Beibehaltung der Listen aus; die Stimmen der Mitglieder der SP-, der Griinen- und
der GLP-Fraktion sowie der EVP und eine Minderheit der FDP reichten somit fur eine
Streichung der Listen nicht aus. Nach einigen sprachlichen und formalen Bereinigungen
nahm der Nationalrat den Entwurf in der Folge mit 191 zu O Stimmen (bei 1 Enthaltung)
ohne Gegenstimme an. ™
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Wéhrend die Motion Quadranti (bdp, ZH) fiir eine Abgeltung der Umnutzung von
Mitteln und Gegenstanden fiir Kinder und Jugendliche im Nationalrat noch auf breite
Zustimmung gestossen war, war der Vorstoss in der kleinen Kammer Uberaus
umstritten. Die SGK-SR hatte ihn mit 4 zu 3 Stimmen knapp zur Annahme empfohlen,
um dem Handlungsbedarf bei der Vergltung der Kindermedizin zu begegnen. Eine
Minderheit Hegglin (mitte, ZG) beantragte die Motion hingegen zur Ablehnung, da die
adaquate Vergltung bereits jetzt sichergestellt sei. Bundesrat Berset kritisierte
Uberdies, dass die Motion keinen eigentlichen Auftrag fir eine Gesetzesédnderung
beinhalte - bereits heute mussten die Tarifpartner flr eine adaquate Abgeltung sorgen.
Mit 22 zu 21 Stimmen sprach sich der Standerat in der Folge sehr knapp fur die
Ablehnung der Motion aus. Zustimmung fand der Vorstoss bei der SP- und der Griinen-
Fraktion sowie bei einzelnen Mitgliedern der Mitte-, der FDP.Liberalen- und der SVP-
Fraktion. Sie war damit erledigt. *

Soziale Gruppen
Familienpolitik

Les mesures prises face a la pandémie de coronavirus, et notamment la fermeture des
structures d'accueil extrafamilial ont fait la part belle au débat sur le travail
domestique relatif aux enfants dans la presse des mois d'avril et de mai.

Concernant les creches, pas d'unité nationale ni pour les fermetures, ni pour le
dédommagement des parents ou des structures. Une question dont le Parlement s'est
d'ailleurs saisi, soulignant par exemple les différences de financement entre la Suisse-
allemande et la Suisse romande. Plusieurs de ces structures se sont dites inquietes de
|"éventuel manque a gagner.

La question du genre et de l'inégalité qu'il crée en termes de prise en charge des
enfants a été largement évoquée. Des parents révélaient étre dépassés par I'ampleur
des taches que représentaient le télétravail en méme temps que lI'accompagnement
des enfants dans leur travail scolaire ou leurs activités quotidiennes dans un contexte
de semi-confinement. L'organisation féministe «Eidgendssische Kommission dini
Mueter>» a tiré la sonnette d'alarme dans une tribune publiée dans la WoZ: il incombe
plus souvent aux femmes de prendre en charge les taches de «care» au sein de la
famille, de méme qu'elles sont aussi fortement représentées dans les métiers de la
santé et du soin. Plusieurs articles relataient des témoignages de peres ravis d'assister
de maniére plus intense au quotidien de leurs enfants, ayant ainsi I'occasion de les voir
grandir, mais également se sentir soulagés de pouvoir retourner au travail.

La question de la vulnérabilité des enfants face au virus n'a pas toujours été claire. En
début d'épidémie, Daniel Koch et Alain Berset avaient annoncé lors de conférences de
presse que les enfants ne pouvaient étre infectés, un verdict sur lequel ils sont revenus
plus tard.

Les jeunes meres se sont retrouvées fragilisées pendant la période suivant la naissance
de leur enfant, le suivi & domicile par les sage-femmes étant rendu plus difficile.

Enfin, pour les couples séparés se partageant la garde des enfants, la présence du virus
et du risque d'infection ont parfois crispé les relations autour du droit de visite.
Certains points de rencontre, ces lieux ou le parent qui n'a pas la garde de I'enfant et
représentant un danger pour l'autre peut rencontrer son enfant sous surveillance des
autorités, ayant été fermés. ”

Kinder- und Jugendpolitik

C'est a I'aide d'un postulat que la députée Schmid-Federer (pdc, ZH) entend renforcer
I'encouragement précoce. La conseillere nationale part du constat que les enfants de
familles défavorisées ne sont souvent pas assez aidés sur le plan social, ce qui a pour
conséquence pour plus tard de les rendre parfois dépendants des services sociaux de
|'Etat. Mettre en place dés le début de leur existence des mesures permettant aux
parents de concilier vie familiale et professionnelle ou encore des soutiens au niveau
de la scolarité permettraient de pallier & ces lacunes. Les compétences pour
|'encouragement précoce se trouvant entre les mains des communes et des cantons, il
est selon la démocrate-chrétienne zurichoise nécessaire pour le Conseil fédéral
d'élaborer un rapport dressant le bilan de toutes les mesures prises en ce sens. En la
personne du responsable du département de I'Intérieur Alain Berset, le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat. En effet, en 2018 sortira le rapport du Programme national de
prévention et de lutte contre la pauvreté. Ce sera, selon le Conseiller fédéral Berset,
|'occasion d'y inclure les interrogations soulevées par le postulat. Le vote s'est révélé
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trés serré, puisque le non ne I'a emporté que de 96 voix contre 92, sans abstentions. ™

Par le truchement d'une motion, le sénateur Ruedi Noser (plr, ZH) a demandé au
Conseil fédéral de créer un bureau de médiation pour les droits de I'enfant. Ce bureau
aurait pour mission d'informer les enfants et jeunes de moins de 18 ans sur leur droits
et de leur favoriser l'accés a la justice. Indépendant de I'administration et facilement
accessible pour tou-te-s, le bureau pourrait également servir d'intermédiaire entre les
enfants et les services de I'Etat. La CSEC-CE s'est montrée favorable a I'objet, par 10
voix contre 2 et une abstention, arguant qu'un tel service, un bureau disposant et
dispensant un savoir sur les droits des enfants comblait un manque. Une minorité de la
commission jugeait par contre les dépenses en découlant trop élevées en regard du
petit nombre de cas ou les services existants ne peuvent rien faire.

Lors du débat en chambre haute, le conseiller fédéral Alain Berset (ps, FR) a tenté de
convaincre les parlementaires de refuser I'objet, car il estime que le cahier des charges
d'un tel service n'est pas clair. Comme selon le projet Noser ce serait au Conseil fédéral
de trouver la solution, le socialiste prévoit que la répartition des compétences entre la
Confédération et les cantons ne rendrait pas la tache aisée. Les sénateurs et sénatrices
ont néanmoins accepté la motion & 23 voix contre 20, avec 2 abstentions. *

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Grundschulen

Der Nationalrat befasste sich im Sommer 2020 mit der parlamentarischen Initiative
Aebischer (sp, BE) «Chancengerechtigkeit vor dem Kindergartenalter>». Die grosse
Kammer war sich einig, dass der Chancengerechtigkeit im Kleinkindalter eine grosse
Relevanz zukomme. Uneinig war man sich jedoch, welche Rolle dabei der Bund spielen
solle und wie viel mit den zur Diskussion stehenden Finanzierungsmassnahmen erreicht
werden kdnne. Wahrend sich SP, Griine und GLP sowie grosse Teile der Mitte-Fraktion
fur Eintreten aussprachen und auf den grossen Effekt der vorgesehenen
Anschubfinanzierung hinwiesen, sprachen sich die SVP, ein Grossteil der FDP sowie
einzelne Personen der Mitte-Fraktion gegen Eintreten aus und erlauterten, dass es
nicht Aufgabe des Bundes, sondern der Kantone, Gemeinden und vor allem der
Familien sei, die Kinder zu férdern. Zudem kénne mit den geplanten finanziellen Mitteln
sowieso nicht viel erreicht werden. Innenminister Berset betonte in seinem Votum,
dass dem Bundesrat die frihkindliche Forderung sehr wichtig sei. Der Bundesrat sehe
die Verantwortung daflr allerdings auch bei den Kantonen und beantrage daher
ebenfalls, nicht auf die Vorlage einzutreten. Bei der Abstimmung tber das Eintreten
Uberwog aber die Meinung der Kommissionsmehrheit; es votierten 111
Parlamentarierinnen und Parlamentarier flr Eintreten, 75 dagegen, zwei enthielten sich
der Stimme. In der darauffolgenden Detailberatung wurde ein Antrag Fivaz (gp, NE),
welcher sich fur eine Erhéhung der finanziellen Mittel ausgesprochen hatte, mit 160 zu
80 Stimmen abgelehnt. In der Schlussabstimmung fanden sich 109 Stimmen fir die
Annahme des Entwurfs, 75 Stimmen dagegen (bei 4 Enthaltungen). ?°

Der Standerat befasste sich in der Herbstsession 2020 mit der parlamentarischen
Initiative Aebischer (sp, BE) mit dem Titel «Chancengerechtigkeit vor dem
Kindergartenalter>». Fir die Kommissionsmehrheit erlduterte Andrea Gmur-
Schénenberger (cvp, LU) noch einmal die Bedeutung der Vorlage sowie ihre finanziellen
Konsequenzen und pladierte fur die Zustimmung zur Initiative. Sie schloss ihr Votum
mit der Bemerkung, dass der Bund mit dieser Vorlage die Kantone bei der Erarbeitung
von Konzepten zur friihen Foérderung lediglich unterstitzen koénne; die Subsidiaritat
bleibe also gewahrt. Benedikt Wiirth (cvp, SG) als Sprecher der Kommissionsminderheit
sah dies anders. Da die Uberwiegende Mehrheit der Kantone und Gemeinden im
Bereich der frihen Férderung viel unternehme, sei diese parlamentarische Initiative
nicht sinnvoll und untergrabe vielmehr das Prinzip der Subsidiaritat. Sie sorge dafur,
dass es zu Mitnahmeeffekten komme, indem der Bund Projekte unterstitze, die auch
ohne Bundesgelder durchgefiihrt worden waren. Zudem kénnten die Kantone und
Gemeinden darauf setzen, dass der Bund sein einmal begonnenes Engagement
weiterfihre und daflir auch die finanziellen Mittel erhéhen wirde, ohne dass die
Kantone und Gemeinden selber investieren mussten. Diese Bedenken, unterstutzt
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durch das Votum von Bundesrat Berset, dass die Politik der frihen Kindheit in der
Kompetenz der Gemeinden und Kantone liege, vermochte die Mehrheit des Sténderates
zu Uberzeugen: Die grosse Kammer stimmte mit 24 zu 18 Stimmen gegen Eintreten auf
die Vorlage. Als nachstes wird sich wiederum der Nationalrat mit dem Geschaft
befassen. %!

Der Start des neuen Schuljahres im August 2021 gab in Zusammenhang mit der Covid-
19-Pandemie Anlass zu einer medialen Debatte iliber die Maskentragepflicht fiir die
Stufen Sek | und Il (ab 12 Jahren) und insbesondere zu den Fragen, ob und wie
regelmassig die Schulerinnen und Schiler getestet werden sollen, ob es fur die
Klassenzimmer CO2-Messgerate und Luftfilter braucht und wie sinnvoll eine Impfung
fur die Jugendlichen ist. Dabei zeichneten sich geméss Medienberichten mehrere
Konflikte entlang dieser Themen ab:

Waéhrend die Dachorganisation der Lehrerinnen und Lehrer Schweiz LCH sowie deren
Westschweizer Pendant SER (Syndicat des enseignant*es romand*es) repetitive
Spucktests, CO2-Messgerdte fir jedes Klassenzimmer sowie prioritdre Booster-
Impfungen flr Lehrpersonen forderten, erachtete der Verband der Schulleiterinnen
und Schulleiter regelméassiges Testen fur wenig sinnvoll und zu aufwandig.

Ein zweiter Konflikt tat sich innerhalb der Gruppe der Erziehungsberechtigten auf. Hier
gab es auf der einen Seite die Interessengruppe «Protect the kids», welche sich mittels
einer Petition fur eine generelle Maskenpflicht, préventives Testen sowie fir den
Einsatz von Luftfiltern und CO2-Messgeraten starkmachte. Auf der anderen Seite
machte die impfskeptische Website und Petition «Schutzt die Kinder», welche ein
Impfmoratorium fir unter 16-Jahrige forderte, von sich reden. Diese Petition werde
zudem unter anderem von der Gruppe «Eltern fur Freiheit» unterstiutzt, welche gegen
die repetitiven Tests und die Maskentragepflicht kampft, berichtete der Tages-
Anzeiger.

Schliesslich wurde auch eine gewisse Diskrepanz in den Aussagen zwischen Bund und
Kantonen ersichtlich: Geméass Medienberichten sprach sich Gesundheitsminister Alain
Berset flr repetitive Tests an den Schulen aus, wéahrend die Kantone darauf beharrten,
dass die Entscheidung dartber in ihrer Kompetenz liegen solle. Dies fuhrte gemass
Tages-Anzeiger zu einem «kantonalen Flickenteppich». Doch nicht nur zwischen ihnen,
auch innerhalb der Kantone gab es Unterschiede: So Uberliessen viele Kantone den
einzelnen Gemeinden die Entscheidung, ob sie beispielsweise Investitionen in Luftfilter
tatigen mochten.

Gegen Ende August 2021, und damit nach nur einigen wenigen Wochen Unterricht, kam
es bereits zu stark ansteigenden Fallzahlen bei den Kindern und Jugendlichen.
Trotzdem wurde kein starker Ruf nach einem Lockdown der Schulen laut - im
Gegenteil. Die Akteure schienen sich dieses Mal einig zu sein, dass ein solcher
unbedingt verhindert werden musse, da zahlreiche Kinder aufgrund des Lockdowns im
letzten Jahr stark gelitten hatten, den Schulstoff nicht bewaltigen konnten und (noch
mehr) zurlckgefallen waren. %

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Nachdem der Nationalrat in der Sommersession 2021 Gber das neue Bundesgesetz iiber
den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele befunden hatte, kam der
Gesetzesentwurf im August 2021 an die vorberatende WBK-SR. Diese entschied
anfanglich, weitere Auskinfte von der Verwaltung einzuholen. Im November 2021 trat
sie dann mit 10 zu O Stimmen (bei 1 Enthaltung) auf den Entwurf ein. Die Mehrheit sei
jedoch der Meinung gewesen, dass die Regelungsdichte in Anbetracht dessen, dass sich
Anbietende von Streamingdiensten und Videospielen teilweise bereits selbstdefinierten
Regeln zum Jugendschutz unterworfen hatten, zu hoch sei. Deshalb beauftragte die
Kommission die Verwaltung damit, konzeptionelle Anderungsvorschlage auszuarbeiten,
um das Gesetz zu entschlacken, wie aus einer Medienmitteilung der WBK-SR
hervorging. Im April 2022 fanden die Vorberatungen ein Ende und der Gesetzesentwurf
wurde mit diversen Anderungsantragen an den Standerat weitergereicht, welcher sich
in der Sommersession 2022 zuerst mit Eintreten auf die Vorlage beschaftigte.

Grundsatzlich teile die WBK-SR das Ziel des Bundesrates, Kinder und Jugendliche
ausreichend vor Inhalten in den Bereichen Film und Video, die nicht flr sie geeignet
sind, zu schutzen, eréffnete Matthias Michel (fdp, ZG) als Kommissionssprecher die
Eintretensdebatte im Stinderat. Insbesondere die Koregulierung, gemass der die
Akteurinnen und Akteure der verschiedenen Branchen sich zusammen mit Expertinnen
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und Experten des Jugendschutzes auf Regelungen verstandigen sollen, sehe die WBK-
SR als &usserst wichtig an, da damit auf den Dbereits existierenden
Selbstregulierungsinitiativen einzelner Branchen aufgebaut werden kénne. Da die
Regelungsdichte genau hier am grossten sei und geméass der Verwaltung eine
Entschlackung dieses Teils die Licken im Jugendschutz nicht mehr genligend decken
wlrde, verzichte die Kommission auf die ursprunglich von ihr angeforderten
konzeptionellen Anderungen, wie Michel erklarte. Da kein Antrag auf Nichteintreten
gestellt worden war, folgte der Stéanderat stillschweigend seiner Kommission und trat
auf den Gesetzesentwurf ein.

Bei der Detailberatung schuf die kleine Kammer mehrere Differenzen zum Nationalrat,
sowohl auf Anraten der Kommissionsmehrheit als auch auf Antrdge von
Kommissionsminderheiten.

So entschied der Standerat etwa entsprechend einer Kommissionsmehrheit, die
strengere Zielformulierung fur Streamingdienste an jene fur Plattformen wie Youtube
anzugleichen und sie somit zu lockern (28 zu 13 Stimmen). Laut Kommissionssprecher
Michel soll damit eine Gleichbehandlung dieser beiden Akteure erreicht werden. Eine
erfolglose Minderheit, angefiihrt von Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU), wollte an der
bundesratlichen Version festhalten, die gemass ihrer Ansicht den Winschen von vielen
Eltern besser entsprochen hatte.

Einer unbestrittenen Kommissionsmehrheit folgend entschied der Standerat ferner
stillschweigend, die vom Nationalrat beschlossenen Massnahmen zur Bekampfung des
Suchtpotenzials durch Mikrotransaktionen aus der Gesetzesvorlage zu streichen. Fur
die Kommission hatte Michel argumentiert, dass dieser Aspekt in einem anderen Gesetz
umfassender geregelt werden kénne.

Als weitere Differenz strich der Standerat auf Anraten seiner Kommissionsmehrheit den
Absatz, dass fir jene Medien, welche bei Inkrafttreten des neuen Gesetzes bereits auf
dem Markt gewesen waren, Regeln fir die Alterskennzeichnung gefunden werden
mussten (26 zu 19 Stimmen). Die Branche habe bereits genligend Anreize,
Alterskennzeichnungen von sich aus einzufiuhren, da die Medien sonst automatisch in
die hochste Altersstufe fallen wirden, so Michel. Dies mache die verlangte Regelung
Uberflissig. Eine Minderheit, erneut angefiihrt von Baume-Schneider, wollte hier der
Fassung des Bundesrates und des Nationalrats folgen.

Seiner Kommissionsminderheit folgend beschloss der Standerat sodann weiter mit 23
zu 19 Stimmen, die vom Bundesrat vorgeschlagene Klausel, dass das Mindestalter
prinzipiell nicht mehr als zwei Jahren unterschritten werden dirfe - egal wie alt die
Begleitperson ist -, zu streichen. Fur Veranstaltende, die Filme oder Videospiele an
offentlichen Anlassen zuganglich machen, sei die Kontrolle des Mindestalters nicht
umsetzbar und damit kénne auch nicht vermieden werden, dass Medien online und
potentiell ohne jegliche Kontrolle konsumiert wirden, wie Hannes Germann (svp, SH)
fur die Kommissionsminderheit erfolgreich ausfihrte. Kulturminister Alain Berset
argumentierte erfolglos dagegen: Auch wenn es Zuhause zu Missachtungen der
gesetzlichen Altersgrenze kommen kdnne, andere dies nichts an der Verantwortung der
Wirtschaft, dafiir zu sorgen, dass dies in der Offentlichkeit nicht méglich sei.

Als weitere grossere Differenz zum Nationalrat strich der Standerat einer weiteren
Kommissionsminderheit folgend den von der grossen Kammer eingefligten Passus,
wonach der Bund die Medienkompetenz und Pravention bei Kindern und Jugendlichen
fordern solle (24 zu 18 Stimmen). Solche Regelungen héatten in einem
«Marktregulierungsgesetz» wie dem vorliegenden laut Minderheitensprecher Jakob
Stark (svp, TG) nichts verloren. Baume-Schneider hielt im Namen der
Kommissionsmehrheit fruchtlos dagegen, dass es ein wichtiger Bestandteil dieses
Gesetzes sei, den Jugendlichen beizubringen, wie sie verantwortungsvoll mit den
Medien umgehen kénnen.

Mit weiteren kleineren Anpassungen, hauptséchlich bezlglich der verwendeten
Begriffe, wurde die Gesamtfassung sodann im Standerat einstimmig mit 42 zu O
Stimmen (bei O Enthaltungen) angenommen. Damit wurde der Gesetzesentwurf fir die
Differenzbereinigung zurlck an den Nationalrat geschickt. #*

Nachdem der Sténderat in der Sommersession 2022 diverse Differenzen zum
Nationalrat im neuen Bundesgesetz iiber den Jugendschutz in den Bereichen Film und
Videospiele geschaffen hatte, startete der Nationalrat in der Herbstsession 2022 in die
Differenzbereinigung. Insgesamt folgte der Nationalrat in den meisten Punkten seiner
vorberatenden WBK-NR und hielt an vier der flnf Differenzen zum Standerat fest.

So bestand die grosse Kammer mit 103 zu 82 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) in
Ubereinstimmung mit der Kommissionsmehrheit auf der Regelung, dass
Spielanbietende verpflichtet werden, den Eltern offen zu legen, ob in einem Spiel
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Mikrotransaktionen vorgesehen sind. Damit sollen die Erziehungsberechtigten dabei
unterstitzt werden, ihre elterliche Kontrolle umfassend ausfihren zu konnen,
insbesondere wenn wie hier die Maoglichkeit einer Verschuldung bestehe, hielt
Kommissionssprecher Fabien Fivaz (gp, NE) fest. Verena Herzog (svp, TG) beantragte
hingegen, dem Standerat zu folgen und die Regelung aus dem Gesetz zu streichen, da
die Branche «sehr dynamisch» sei und flexibel auf neue Entwicklungen reagieren
kénnen musse.

Bei der Einbindung von Expertinnen und Experten als standige Mitglieder in die neu zu
bildenden Branchenorganisationen hielt der Nationalrat mit 109 zu 83 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ebenfalls an seinem Entwurf fest. Eine Minderheit um Simone de
Montmollin (fdp, GE) wollte dem Sténderat folgen und diese Regelung streichen, weil sie
beflirchte, dass durch die so entstehende Doppelrolle - sowohl Expertin oder Experte
als auch Mitglied einer Organisation, die Entscheide féallt - die Neutralitat und
Objektivitat der Person nicht mehr gegeben ware.

Auch bei der Frage, ob der Bund «Massnahmen zur Foérderung der Medienkompetenz
der Minderjahrigen sowie Praventionsmassnahmen» ergreifen solle, folgte der
Nationalrat mit 107 zu 82 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) der Kommissionsmehrheit.
Diese wollte an den entsprechenden Massnahmen festhalten, um die bisherigen
Bemuhungen des Bundesrates in Form der Plattform «Jugend und Medien» gesetzlich
zu verankern, erklarte Fabien Fivaz fur die Kommission. Eine Minderheit Herzog hatte
sich fir deren Streichung ausgesprochen, weil entsprechende Massnahmen unter
anderem bereits im Lehrplan 21 vorgesehen seien.

Erfolgreich war hingegen ein Minderheitsantrag Herzog zum Jugendschutzalter bei
Filmen und Videospielen: Der Minderheit ging die Regelung, dass ein Kind beim Kauf
von Medien in Begleitung einer erwachsenen, mindestens zehn Jahre alteren Person
das Mindestalter um hochstens zwei Jahre unterschreiten dirfe, zu weit - die
Betreuungsperson kénne am besten einschatzen, was fur das Kind angemessen sei. Die
Kommissionsmehrheit wollte an dieser Regelung festhalten und auch Alain Berset legte
dem Nationalrat nahe, diese Regelung nicht zu streichen - dies sei letztlich der Kern
des Gesetzes. Der Nationalrat kam in diesem Punkt aber dem Standerat mit 107 zu 86
Stimmen entgegen und strich die 2-Jahres-Regel endgultig aus dem Gesetz.
Unbestritten war schliesslich das Festhalten an der Regelung, wonach Filme und
Videospiele, welche vor Inkrafttreten des Gesetzes auf den Markt kamen, auch eine
Alterskennzeichnung erhalten mussen. Damit ging das Geschaft fur die
Differenzbereinigung an den Standerat zurick. **
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